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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Schule und Kultur -

Tagesordnung 1 Punkt 2 der öffentlichen Sitzung am 25.01.2007 

Vorlage Nr. 07-F-06-0001

Beratung über Lärmschutz im Kulturpalast
Antrag der Linken Liste Wiesbaden vom 12.12.2006 

Der Ausschuss möge beschließen:

Zur Beratung über den Zeitpunkt der vorgesehenen Lärmschutzmaßnahmen im Kulturpalast 
werden zur Anhörung jeweils mindestens ein/e Mitarbeiter/in der Kindertagesstätte 
Kulturpalast sowie des Kulturprogramms zur nächsten Sitzung eingeladen.

Begründung:

Begründung:
Nach Angaben der dortigen Mitarbeiter ist es dringend notwendig die vorgesehenen 
Maßnahmen bereits früher als 2008/2009 durchzuführen. Sie sollten deshalb die Möglichkeit 
erhalten dies vor dem Ausschuss darzulegen.

Beschluss Nr. 0008
 

Der Antrag der Linken Liste vom 12.12.2006 betr. Beratung über Lärmschutz im Kulturpalast wird 
zur weiteren Beratung zuständigkeitshalber an den Ausschuss für Soziales überwiesen.

  
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .02.2007
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nehrbaß
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .02.2007

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung
Dem Vorsitzenden des Ausschusses für Soziales
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,          .02.2007
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Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung Diehl

Oberbürgermeister
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